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Schulgesetz für das Land Berlin - (Schulgesetz – SchulG) 

vom 26. Januar 2004 (GVBl. S. 26) 

Zuletzt geändert durch das Gesetz zur Neuregelung der Partizipation im Land Berlin vom 5. 

Juli 2021 (GVBl. Berlin 2021 S. 842) 

 

§ 3 Bildungsziele   

(1) Die Schule soll Kenntnisse, Fähigkeiten, Fertigkeiten und Werthaltungen vermitteln, die 

die Schülerinnen und Schüler in die Lage versetzen, ihre Entscheidungen selbständig zu 

treffen und selbständig weiterzulernen, um berufliche und persönliche Entwicklungsaufgaben 

zu bewältigen, das eigene Leben aktiv zu gestalten, verantwortlich am sozialen, 

gesellschaftlichen, kulturellen und wirtschaftlichen Leben teilzunehmen und die Zukunft der 

Gesellschaft mitzuformen. 

(2) Die Schülerinnen und Schüler sollen insbesondere lernen, 

1. für sich und gemeinsam mit anderen zu lernen und Leistungen zu erbringen sowie ein 

aktives soziales Handeln zu entwickeln, 

2. sich Informationen selbständig zu verschaffen und sich ihrer kritisch zu bedienen, eine 

eigenständige Meinung zu vertreten und sich mit den Meinungen anderer vorurteilsfrei 

auseinander zu setzen, 

3. aufrichtig und selbstkritisch zu sein und das als richtig und notwendig Erkannte 

selbstbewusst zu tun, 

4. die eigenen Wahrnehmungs-, Empfindungs- und Ausdrucksfähigkeiten sowie musisch-

künstlerischen Fähigkeiten zu entfalten und mit Medien sachgerecht, kritisch und produktiv 

umzugehen, 

5. logisches Denken, Kreativität und Eigeninitiative zu entwickeln, 

6. Konflikte zu erkennen, vernünftig und gewaltfrei zu lösen, sie aber auch zu ertragen, 

7. Freude an der Bewegung und am gemeinsamen Sporttreiben zu entwickeln. 

(3) Schulische Bildung und Erziehung sollen die Schülerinnen und Schüler insbesondere 

befähigen, 

1. die Beziehungen zu anderen Menschen in Respekt, Gleichberechtigung und gewaltfreier 

Verständigung zu gestalten sowie allen Menschen Gerechtigkeit widerfahren zu lassen, 

2. die Gleichstellung aller Geschlechter auch über die Anerkennung der Leistungen der 

Frauen in Geschichte, Wissenschaft, Wirtschaft, Technik, Kultur und Gesellschaft zu 

erfahren, 

3. die eigene Kultur sowie andere Kulturen kennen zu lernen und zu verstehen, Menschen 

anderer Herkunft, Religion und Weltanschauung vorurteilsfrei zu begegnen, zum friedlichen 

Zusammenleben der Kulturen durch die Entwicklung von interkultureller Kompetenz 

beizutragen und für das Lebensrecht und die Würde aller Menschen einzutreten, 

4. ihre Aufgaben als Bürgerinnen und Bürger in einem gemeinsamen Europa wahrzunehmen, 

5. die Auswirkungen des eigenen und gesellschaftlichen Handelns auf die natürlichen lokalen 

und globalen Lebensgrundlagen zu erkennen, für ihren Schutz Mitverantwortung zu 
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übernehmen und sie für die folgenden Generationen zu erhalten, 

6. ein Verständnis für Ursachen und Auswirkungen des 

Klimawandels sowie die notwendigen Anpassungen an dessen Folgen zu entwickeln, 

Maßnahmen zum Klimaschutz zu erfahren und die eigenständige und 

verantwortungsbewusste Umsetzung solcher Maßnahmen im Alltag zu erlernen, 

7. die Folgen technischer, rechtlicher, politischer und ökonomischer Entwicklungen 

abzuschätzen sowie die wachsenden Anforderungen des gesellschaftlichen Wandels und der 

internationalen Dimension aller Lebensbezüge zu bewältigen, 

8. ihre körperliche, soziale und geistige Entwicklung durch kontinuierliches Sporttreiben und 

eine gesunde Lebensführung positiv zu gestalten sowie Fairness, Toleranz, Teamgeist und 

Leistungsbereitschaft zu entwickeln, 

9. ihr zukünftiges privates, berufliches und öffentliches Leben in Verantwortung für die 

eigene Gesundheit und die ihrer Mitmenschen auszugestalten, Freude am Leben und am 

Lernen zu entwickeln sowie die Freizeit sinnvoll zu nutzen. 

§ 46 Rechte und Pflichten der Schüler/-innen 

(1) Mit der Aufnahme einer Schülerin oder eines Schülers in eine öffentliche Schule wird ein 

öffentlich-rechtliches Rechtsverhältnis begründet. 

(2) Die Schülerinnen und Schüler sind verpflichtet, regelmäßig am Unterricht und an den 

sonstigen verbindlichen Schulveranstaltungen aktiv teilzunehmen, die erforderlichen Arbeiten 

anzufertigen und die Hausaufgaben zu erledigen. 

An Ganztagsschulen und im Rahmen der verlässlichen Halbtagsgrundschule gehört auch die 

außerunterrichtliche Betreuung zu den verbindlichen Veranstaltungen der Schule, soweit die 

Teilnahme daran nicht freiwillig ist. 

Die Schülerinnen und Schüler sind an die Vorgaben gebunden, die dazu bestimmt sind, das 

Bildungs- und Erziehungsziel der Schule zu erreichen sowie das Zusammenleben und die 

Ordnung in der Schule aufrechtzuerhalten. 

(3) Die Schülerinnen und Schüler sind ihrem Alter entsprechend über die Unterrichtsplanung 

ihrer Lehrkräfte zu informieren und im Rahmen der geltenden Bestimmungen an der 

Gestaltung des Unterrichts und sonstiger schulischer Veranstaltungen zu beteiligen. 

In Fragen der Auswahl des Lehrstoffs, der Bildung von Schwerpunkten, der Reihenfolge 

einzelner Themen und der Anwendung bestimmter Unterrichtsformen ist den Schülerinnen 

und Schülern Gelegenheit zu Vorschlägen und Aussprachen zu geben. 

Soweit Vorschläge keine Berücksichtigung finden, sind den Schülerinnen und Schülern die 

Gründe dafür zu nennen. 

(4) Vor der Bildung von Kursen innerhalb von Unterrichtsfächern sowie vor der Einrichtung 

von freiwilligen Arbeits- und Interessengemeinschaften sollen die Schülerinnen und Schüler 

gehört und ihre Vorschläge unter Beachtung der Rahmenlehrpläne für Unterricht und 

Erziehung sowie der schulorganisatorischen Möglichkeiten berücksichtigt werden. 

Die Schülerinnen und Schüler entscheiden bei alternativen Unterrichtsangeboten im Rahmen 

der zur Verfügung stehenden Plätze selbst, an welchem Unterricht sie teilnehmen. 



3 

 

Bei minderjährigen Schülerinnen und Schülern sind die Erziehungsberechtigten von der 

Lehrerin oder dem Lehrer zu informieren. 

Haben sich die Schülerinnen und Schüler für die Teilnahme an einer freiwilligen 

Unterrichtsveranstaltung entschieden, so sind sie für ihre Dauer zur regelmäßigen Teilnahme 

verpflichtet. 

(5) Schülerinnen und Schüler können aus wichtigem Grund auf Antrag vom Unterricht 

beurlaubt oder von der Teilnahme an einzelnen Unterrichts- oder Schulveranstaltungen befreit 

werden. 

Eine Schülerin wird bis zu vier Monaten vor und sechs Monaten nach der Geburt ihres Kindes 

beurlaubt; über den Antrag entscheidet die zuständige Schulbehörde. 

(6) Das Schulverhältnis endet mit der Entlassung aus einer öffentlichen Schule. 

Die Entlassung erfolgt, wenn die Schülerin oder der Schüler die Schule wechselt oder eine 

nichtschulpflichtige Schülerin oder ein nichtschulpflichtiger Schüler abgemeldet wird. 

Die Entlassung erfolgt auch, wenn die Schülerin oder der Schüler den Abschluss der 

besuchten Schule erreicht hat; sie erfolgt in der Regel, wenn sie oder er die für den jeweiligen 

Bildungsgang geltende Höchstdauer des Schulbesuchs erreicht hat. 

§ 63 Abs. 2 Satz 1 Nr. 5 bleibt unberührt. 

(7) Die Höchstdauer des Schulbesuchs ergibt sich aus den Festlegungen dieses Gesetzes für 

die einzelnen Schularten und den auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen. 

§ 48 Meinungsfreiheit und Schülerzeitungen 

(1) Die Schülerinnen und Schüler haben im Rahmen der durch das Grundgesetz garantierten 

Meinungs- und Pressefreiheit auch in der Schule das Recht, Schülerzeitungen herauszugeben 

und zu vertreiben. 

Eine Zensur findet nicht statt. 

(2) Schülerzeitungen sind Druckerzeugnisse sowie andere akustische, visuelle und 

elektronische Medien, die von Schülerinnen und Schülern für Schülerinnen und Schüler einer 

oder mehrerer Schulen herausgegeben werden; sie unterliegen nicht der Verantwortung der 

Schule. 

Die Vorschriften des Berliner Pressegesetzes vom 15. Juni 1965 (GVBl. S. 744), zuletzt 

geändert durch Gesetz vom 3. Juli 2003 (GVBl. S. 252), in der jeweils geltenden Fassung 

finden Anwendung. 

(3) Die Schulleiterin oder der Schulleiter kann im Einzelfall den Vertrieb einer Schülerzeitung 

auf dem Schulgrundstück untersagen, wenn ihr Inhalt gegen Rechtsvorschriften verstößt oder 

den Schulfrieden erheblich stört und die Schulkonferenz den Konflikt nicht oder nicht 

rechtzeitig beilegen kann. 
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(4) Von der Herausgabe einer Schülerzeitung unberührt bleibt das Recht der Schulen, ein in 

ihrer Verantwortung stehendes Druckerzeugnis zu erstellen und herauszugeben 

(Schulzeitung). 

(5) Einseitige politische Beeinflussung einschließlich Werbung zu politischen Zwecken sind 

in schulischen Veranstaltungen und auf dem Schulgelände während der Unterrichtszeit nicht 

zulässig. 

§ 83 Schülervertretung 

(1) Die Schülerinnen und Schüler wirken bei der Verwirklichung der Bildungs- und 

Erziehungsziele durch ihre Schülervertretung aktiv und eigenverantwortlich mit. 

(2) Die Schülervertreterinnen und Schülervertreter nehmen die Interessen der Schülerinnen 

und Schüler in der Schule gegenüber den Schulbehörden wahr und üben die 

Mitwirkungsrechte der Schülerinnen und Schüler in der Schule aus. 

Sie können im Rahmen des Bildungs- und Erziehungsauftrags der Schule selbst gestellte 

Aufgaben in eigener Verantwortung durchführen und zu bildungspolitischen Fragen Stellung 

nehmen. 

(3) Die Schülervertreterinnen und Schülervertreter werden von den Schülerinnen und 

Schülern gewählt und können nur durch sie abgewählt werden. 

Die Schülervertreterinnen und Schülervertreter dürfen unbeschadet ihrer Verantwortung für 

eigenes Handeln wegen ihrer Funktion weder bevorzugt noch benachteiligt werden. 

(4) Veranstaltungen der Schülervertretungen, die im Einvernehmen mit der Schulleiterin oder 

dem Schulleiter auf dem Schulgelände stattfinden, gelten als Veranstaltungen der Schule. 

Das Einvernehmen darf nur versagt werden, wenn die Durchführung erwarten lässt, dass die 

Veranstaltung gegen Rechtsvorschriften verstößt oder aus anderen Gründen den Bildungs- 

und Erziehungsauftrag der Schule oder die Wahrnehmung ihrer Fürsorgepflicht gegenüber 

den Schülerinnen und Schülern gefährdet. 

Veranstaltungen der Schülervertretungen, die außerhalb des Schulgeländes stattfinden, 

können von der Schulleiterin oder dem Schulleiter zu Veranstaltungen der Schule erklärt 

werden, wenn die Schule die den Umständen nach gebotene Aufsicht ausüben kann. 

(5) Art und Umfang der Aufsicht der Schule bei Veranstaltungen der Schülervertretungen ist 

im Interesse einer Erziehung zu eigenverantwortlichem Handeln unter Berücksichtigung von 

Alter und Reife der teilnehmenden Schülerinnen und Schüler zurückhaltend auszuüben. 

 

 

Ausschnitte aus dem Schulgesetz Berlin, vom 26.01.2004, zuletzt geändert am 05.07.2021, online 

abrufbar unter: https://www.schulgesetz-berlin.de/berlin/schulgesetz.php. 
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